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§ 1

Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für wirtschaftliche Ein-
heiten des Grundvermögens (Grundstücke) 
nach den §§ 2, 218 Satz 1 Nr. 2 und Satz 3 in 
Verbindung mit § 99 Abs. 1 Nr. 1, sowie den 
§§ 243 und   244 des Bewertungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom  
1.  Februar 1991 (BGBl.  I S. 230), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2931), in der am 24. Dezember 
2021 geltenden Fassung.

§ 2

Abweichende Regelungen vom Grund-
steuergesetz, Anwendung des Bewertungs-

gesetzes, der Abgabenordnung und des 
Finanzverwaltungsgesetzes

(1) Es gelten

1.  § 3 anstelle des § 10 des Grundsteuerge-
setzes,

2.  die §§ 4, 5 und 7 anstelle des § 13 des 
Grundsteuergesetzes,

3.  § 6 anstelle des § 15 Abs. 1 und 5 des 
Grundsteuergesetzes,

4.  § 8 anstelle der §§ 16 und 36 des Grund-
steuergesetzes,

5.  § 9 anstelle des § 17 des Grundsteuerge-
setzes,

6.  § 10 anstelle des § 18 des Grundsteuer-
gesetzes,

7.  § 11 anstelle des § 20 des Grundsteuer-
gesetzes,

8.  § 12 anstelle des § 17 Abs. 4, § 18 Abs. 
4, § 20 Abs. 3 und § 21 des Grundsteuer-
gesetzes und

9.  § 13 anstelle des § 25 Abs. 5 des Grund-
steuergesetzes

vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2931), in der am 24. Dezember 
2021 geltenden Fassung.

(2) Die allgemeinen Bewertungsvorschrif-
ten der §§ 2 bis 16 des Bewertungsgesetzes 
in der am 24. Dezember 2021 geltenden Fas-
sung sind anwendbar, soweit sie zur Anwen-
dung dieses Gesetzes erforderlich sind. Bei 
der Anwendung von § 2 des Bewertungsge-
setzes in der am 24. Dezember 2021 gelten-
den Fassung kommen mehrere Wirtschafts-
güter als eine wirtschaftliche Einheit nur 
insoweit in Betracht, als sie im Gebiet der-
selben Gemeinde nach § 15 der Hessischen 
Gemeindeordnung belegen sind.

(3) Für Zwecke dieses Gesetzes sind die 
besonderen Bewertungsvorschriften und 
Schlussbestimmungen nach

1.  § 218 Satz 1 Nr. 2 und Satz 3 in Verbin-
dung mit § 99 Abs. 1 Nr. 1,

2. den §§ 243 bis 246 und 248,

3. § 249 Abs. 5, 6 und 10 und

4. § 266 Abs. 3 und 5

des Bewertungsgesetzes in der am 24. De-
zember 2021 geltenden Fassung entspre-
chend anwendbar.

(4) Die §§ 228 und 229 des Bewertungs-
gesetzes in der am 24. Dezember 2021 gel-
tenden Fassung gelten für die Festsetzung 
von Steuermessbeträgen nach diesem Ge-
setz entsprechend mit der Maßgabe, dass

1.  die Aufforderung zur Abgabe der Erklärung 
nach § 228 Abs. 1 Satz 3 des Bewertungs-
gesetzes in der am 24. Dezember 2021 
geltenden Fassung durch das Ministerium 
der Finanzen durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen kann; es kann die Be-
fugnis durch Erlass auf nachgeordnete 
Dienststellen übertragen,

2.  in den Fällen des § 228 Abs. 4 des Bewer-
tungsgesetzes in der am 24. Dezember 
2021 geltenden Fassung an die Stelle des 
für die gesonderte Feststellung zuständi-
gen Finanzamts das für die Festsetzung 
des Steuermessbetrags zuständige Fi-
nanzamt tritt.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 8 
der Verfassung des Landes Hessen) wird 
durch die Befugnis für örtliche Erhebungen 
über die Bewertungsgrundlagen nach § 229 
Abs. 2 Satz 1 des Bewertungsgesetzes in der 
am 24. Dezember 2021 geltenden Fassung 
eingeschränkt.

(5) Für Handlungen und Entscheidungen 
der Landesfinanzbehörden im Zusammen-
hang mit den Regelungen dieses Gesetzes 
gelten die Vorschriften

1.  der Abgabenordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 25. Juni 2021 
(BGBl. I S.  2154), entsprechend mit der 
Maßgabe, dass in den Fällen des § 182 
Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung an die 
Stelle des Feststellungsbescheides über 
einen Grundsteuerwert der Feststellungs-
bescheid über einen Steuermessbetrag 
tritt,

2.  des Finanzverwaltungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2056), entsprechend, soweit 
dieses Gesetz keine abweichende Rege-
lung enthält.

*) FFN 42-51

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Hessisches Grundsteuergesetz (HGrStG)*)

Vom 15. Dezember 2021
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§ 3

Steuerschuldner  
(ersetzt den § 10 des Grundsteuergesetzes)

(1) Schuldner der Grundsteuer ist der-
jenige, dem der Steuergegenstand nach  
§ 2 Nr. 2 des Grundsteuergesetzes in der am  
24. Dezember 2021 geltenden Fassung bei 
der Festsetzung des Steuermessbetrags 
zuzurechnen ist. Ist der Steuergegenstand 
mehreren Personen zuzurechnen, so sind 
sie Gesamtschuldner.

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, 
richtet sich die Zurechnung des Steuer-
gegenstands nach § 39 Abs. 1 und 2 Nr. 1 
der Abgabenordnung. Im Falle eines Erbbau-
rechts, eines Wohnungserbbaurechts oder 
Teilerbbaurechts ist der Steuermessbetrag 
dem Erbbauberechtigten, im Falle eines Ge-
bäudes auf fremdem Grund und Boden dem 
Eigentümer des Grund und Bodens zuzu-
rechnen.

§ 4

Steuermessbetrag  
(ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)

(1) Bei der Berechnung der Grundsteuer 
ist von einem Steuermessbetrag auszu-
gehen. Dieser ermittelt sich, indem die Flä-
chenbeträge nach § 5 jeweils mit den Steuer-
messzahlen nach § 6 multipliziert werden, 
die Summe dieser Produkte (Ausgangsbe-
trag) wiederum mit dem Faktor nach § 7 mul-
tipliziert wird und das daraus resultierende 
Ergebnis auf volle Euro abgerundet wird.

(2) Ist der Steuergegenstand zum Teil 
steuerbefreit, wird der Steuermessbetrag für 
den steuerpflichtigen Teil ermittelt und fest-
gesetzt. Ist der Steuergegenstand vollständig 
steuerbefreit, wird kein Steuermessbetrag er-
mittelt und festgesetzt.

(3) Bei der Ermittlung des Steuermessbe-
trags ist § 2 Abs. 1 und 2 des Bewertungsge-
setzes in der am 24. Dezember 2021 gelten-
den Fassung sinngemäß anzuwenden. Bei 
Erbbaurechten ist für das Erbbaurecht und 
das Erbbaurechtsgrundstück nur ein Steuer-
messbetrag zu ermitteln; dieser entspricht 
dem Betrag, der festzusetzen wäre, wenn die 
Belastung mit dem Erbbaurecht nicht bestün-
de. Satz 2 gilt entsprechend für Wohnungs-
erbbaurechte und Teilerbbaurechte. Bei Ge-
bäuden auf fremdem Grund und Boden ist 
für den Grund und Boden sowie für das Ge-
bäude auf fremdem Grund und Boden nur ein 
Steuermessbetrag zu ermitteln.

§ 5

Flächenbeträge 
(ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)

(1) Der Flächenbetrag für den Grund und 
Boden ist das Produkt aus der Fläche des 
zum Grundstück gehörenden Grund und Bo-
dens in Quadratmetern und einem Ansatz 
von 0,04 Euro je Quadratmeter.

(2) Der Flächenbetrag für den zu Wohn-
zwecken genutzten Teil eines zum Grund-
stück gehörenden benutzbaren Gebäudes 
nach § 248 Bewertungsgesetz in der am  
24. Dezember 2021 geltenden Fassung ist 

das Produkt aus der Wohnfläche in Quadrat-
metern und einem Ansatz von 0,50 Euro je 
Quadratmeter. Nicht genutzte Flächen nach 
Satz 1, die zuvor zu Wohnzwecken genutzt 
wurden, gelten bis zu einer Nutzung zu an-
deren Zwecken weiterhin als zu Wohnzwe-
cken genutzt. Die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen zur kurzfristigen Beherber-
gung von Personen ist kein Wohnzweck. Ein 
häusliches Arbeitszimmer gilt ungeachtet der 
ertragsteuerlichen Würdigung als zu Wohn-
zwecken genutzt. Garagen, die zu Wohnzwe-
cken genutzten Gebäuden oder Gebäudetei-
len zu dienen bestimmt sind, bleiben außer 
Ansatz, wenn sie in räumlichem Zusammen-
hang zum Gebäude oder Gebäudeteil stehen 
oder wenn sie eine eigene wirtschaftliche 
Einheit bilden und ihre Nutzungsfläche 100 
Quadratmeter nicht überschreitet. Neben-
gebäude, die zu Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden oder Gebäudeteilen zu dienen 
bestimmt und von untergeordneter Bedeu-
tung sind, bleiben außer Ansatz, wenn sie in 
räumlichem Zusammenhang zum Gebäude 
oder Gebäudeteil stehen oder eine eigene 
wirtschaftliche Einheit bilden. Von einer un-
tergeordneten Bedeutung ist auszugehen, 
wenn die Gebäudefläche jeweils weniger als 
30 Quadratmeter beträgt. Die Nutzungsflä-
che von Garagen und Nebengebäuden, die 
nach Satz 5 bis 7 nicht außer Ansatz bleiben, 
gilt als Wohnfläche im Sinne des Satzes 1.

(3) Der Flächenbetrag für den zu anderen 
Zwecken als Wohnzwecken genutzten Teil 
eines zum Grundstück gehörenden benutz-
baren Gebäudes nach § 248 Bewertungsge-
setz in der am 24. Dezember 2021 geltenden 
Fassung ist das Produkt aus der Nutzungs-
fläche in Quadratmetern und einem Ansatz 
von 0,50 Euro je Quadratmeter. Nicht genutz-
te Flächen nach Satz 1, die zuvor zu anderen 
Zwecken als Wohnzwecken genutzt wurden, 
gelten bis zu einer Nutzung zu Wohnzwe-
cken weiterhin als zu anderen Zwecken als 
Wohnzwecken genutzt.

(4) Bei der Berechnung nach den Abs. 1 
bis 3 sind für Wohnungseigentum und Teilei-
gentum § 249 Abs. 5 und 6 des Bewertungs-
gesetzes in der am 24. Dezember 2021 gel-
tenden Fassung entsprechend anzuwenden. 
Für Garagenstellplätze und Nebengebäude 
im Wohnungseigentum gilt Abs. 2 Satz 5 bis 
8 entsprechend.

(5) Beträgt die Gebäudefläche der auf 
einem Grundstück errichteten Gebäude ins-
gesamt weniger als 30 Quadratmeter, bleibt 
diese für die Ermittlung der Flächenbeträge 
nach Abs. 1 bis 3 außer Ansatz. Außer An-
satz bleiben auch Gebäude oder Gebäude-
teile für den Zivilschutz nach § 245 Bewer-
tungsgesetz in der am 24. Dezember 2021 
geltenden Fassung.

(6) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 5 ist 
stets von vollen Quadratmetern auszugehen. 
Hierfür sind Nachkommastellen abzurunden.
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denrichtwertzonen ist jeweils der niedrigste 
der Bodenrichtwerte in die Ermittlung einzu-
beziehen. Bodenrichtwerte im Außenbereich 
nach § 35 Baugesetzbuch sowie Zonen ohne 
festgestellten Bodenrichtwert (symbolischer 
Bodenrichtwert) werden nicht berücksichtigt. 
Die für alle Gemeinden berechneten durch-
schnittlichen Bodenrichtwerte werden im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen veröf-
fentlicht.

§ 8

Hauptveranlagung 
(ersetzt die §§ 16 und 36 des Grundsteuer-

gesetzes)

(1) Steuermessbeträge werden erstmalig 
auf den 1. Januar 2022 und danach in Zeit-
abständen von vierzehn Jahren jeweils auf 
den 1. Januar allgemein festgesetzt (Haupt-
veranlagung). Die in Satz 1 bezeichneten 
Zeitpunkte sind Hauptveranlagungszeit-
punkte. Der Zeitraum zwischen zwei Haupt-
veranlagungszeitpunkten ist der Hauptver-
anlagungszeitraum. Der Hauptveranlagung 
werden die Verhältnisse zum Hauptveranla-
gungszeitpunkt zugrunde gelegt.

(2) Die bei einer Hauptveranlagung fest-
gesetzten Steuermessbeträge gelten vorbe-
haltlich der §§ 9 und 11 von dem Kalenderjahr 
an, das ein Jahr nach dem Hauptveranla-
gungszeitpunkt beginnt, frühestens vom 
Kalenderjahr 2025 an. Die durch Hauptver-
anlagung festgesetzten Steuermessbeträge 
bleiben unbeschadet der §§ 9 und 11 bis zu 
dem Zeitpunkt maßgebend, von dem an die 
Steuermessbeträge der nächsten Hauptver-
anlagung wirksam werden.

(3) Ist die Festsetzungsfrist nach § 169 
Abgabenordnung bereits abgelaufen, kann 
die Hauptveranlagung unter Zugrundelegung 
der Verhältnisse vom Hauptveranlagungs-
zeitpunkt mit Wirkung für einen späteren Ver-
anlagungszeitpunkt vorgenommen werden, 
für den diese Frist noch nicht abgelaufen ist.

§ 9

Neuveranlagung 
(ersetzt den § 17 des Grundsteuergesetzes)

(1) Der Steuermessbetrag wird neu fest-
gesetzt (Neuveranlagung), wenn

1.  während des Hauptveranlagungszeitrau-
mes nach § 8 Abs. 1 Satz 3 Änderungen in 
den tatsächlichen Verhältnissen eintreten, 
die sich auf die Höhe des Steuermessbe-
trages nach § 4 oder auf die Steuerschuld-
nerschaft nach § 3 auswirken, oder

2.  die letzte Veranlagung fehlerhaft ist; § 176 
der Abgabenordnung ist hierbei entspre-
chend anzuwenden; das gilt jedoch nur für 
Veranlagungszeitpunkte, die vor der Ver-
kündung der maßgeblichen Entscheidung 
eines obersten Gerichts liegen.

(2) Der Neuveranlagung werden die 
tatsächlichen Verhältnisse im Neuveran-
lagungszeitpunkt zugrunde gelegt. Neu-
veranlagungszeitpunkt ist der Beginn des 
Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr 
folgt, in dem die Änderungen eingetreten 
oder der Fehler dem Finanzamt bekannt ge-
worden ist. Für die Berechnung des Faktors 

§ 6

Steuermesszahlen 
(ersetzt den § 15 Abs. 1 und 5 des Grund-

steuergesetzes)

(1) Die Steuermesszahl für die Flächen-
beträge nach § 5 Abs. 1 und 3 beträgt 100 
Prozent.

(2) Die Steuermesszahl für den Flächen-
betrag nach § 5 Abs. 2 beträgt 70 Prozent.

(3) Für Kulturdenkmäler im Sinne des 
Hessischen Denkmalschutzgesetzes vom 
28. November 2016 (GVBl. S. 211) werden 
die Steuermesszahlen nach den Abs. 1 und 
2 für die Flächenbeträge nach § 5 Abs. 2 und 
3 auf Antrag um 25 Prozent ermäßigt, wenn 
die Voraussetzungen zum Veranlagungszeit-
punkt vorliegen.

(4) § 15 Abs. 2 bis 4 des Grundsteuerge-
setzes in der am 24. Dezember 2021 gelten-
den Fassung sind anzuwenden.

§ 7

Faktor 
(ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)

(1) Der Faktor ergibt sich nach folgender 
Formel:

0,3
Faktor = 

Bodenrichtwert nach Abs. 2 
durchschnittlicher Bodenrichtwert nach Abs. 3 

Der Faktor wird auf zwei Nachkommastellen 
abgerundet.

(2) Der Bodenrichtwert ist der zum je-
weiligen Hauptveranlagungszeitpunkt nach 
§ 8 Abs. 1 Satz 2 ermittelte Bodenrichtwert 
nach § 196 Baugesetzbuch der Bodenricht-
wertzone, in der das Grundstück liegt. Er-
streckt sich das Grundstück über mehr als 
eine Bodenrichtwertzone, wird für jede in 
einer Bodenrichtwertzone gelegene Grund-
stücksteilfläche der jeweilige Bodenrichtwert 
mit dem Quotienten aus der Grundstücks-
teilfläche und der Fläche des Grundstücks 
(jeweils in Quadratmetern) multipliziert; die 
Summe dieser Produkte ist als Bodenricht-
wert der wirtschaftlichen Einheit anzusetzen. 
In deckungsgleichen Bodenrichtwertzonen 
ist jeweils der niedrigste der Bodenrichtwerte 
anzusetzen. Für Zonen ohne festgestellten 
Bodenrichtwert (symbolischer Bodenricht-
wert) oder wenn für das Grundstück zum 
jeweiligen Hauptveranlagungszeitpunkt kein 
Bodenrichtwert für baureifes Land vorliegt, 
wird der durchschnittliche Bodenrichtwert in 
der Gemeinde nach Abs. 3 angesetzt. Für 
bebaute oder bebaubare Grundstücke im 
Außenbereich nach § 35 Baugesetzbuch 
werden zehn Prozent des durchschnittlichen 
Bodenrichtwertes nach Abs. 3 angesetzt.

(3) Der durchschnittliche Bodenricht-
wert ist der auf den jeweiligen Hauptver-
anlagungszeitpunkt nach § 8 Abs. 1 Satz 2 
ermittelte durchschnittliche Bodenrichtwert 
in der Gemeinde. Er wird durch die Zentra-
le Geschäftsstelle der Gutachterausschüsse 
für Immobilienwerte des Landes Hessen aus 
den Bodenrichtwerten für baureifes Land in 
der jeweiligen Gemeinde zum jeweiligen 
Hauptveranlagungszeitpunkt als flächenge-
wichteter Mittelwert berechnet und auf volle 
Euro gerundet. Bei deckungsgleichen Bo-
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die Berechnung des Faktors nach § 7 sind 
dabei die Verhältnisse in diesem Hauptver-
anlagungszeitpunkt maßgebend.

(3) Bescheide über die Neuveranlagung, 
Nachveranlagung oder Aufhebung von 
Steuermessbeträgen können schon vor dem 
maßgebenden Veranlagungszeitpunkt erteilt 
werden. Sie sind zu ändern oder aufzuhe-
ben, wenn sich bis zu diesem Zeitpunkt Än-
derungen ergeben, die zu einer abweichen-
den Festsetzung führen.

(4) Ist die Festsetzungsfrist nach § 169 
der Abgabenordnung bereits abgelaufen, 
können die Neuveranlagung, Nachveranla-
gung oder Aufhebung unter Zugrundelegung 
der Verhältnisse vom Hauptveranlagungs-
zeitpunkt mit Wirkung für einen späteren Ver-
anlagungszeitpunkt vorgenommen werden, 
für den diese Frist noch nicht abgelaufen ist.

§ 13

Hebesatz für baureife Grundstücke 
(ersetzt den § 25 Abs. 5 des Grundsteuer-

gesetzes)

(1) Die Gemeinde kann aus städtebau-
lichen Gründen baureife Grundstücke als 
besondere Grundstücksgruppe innerhalb 
der unbebauten Grundstücke im Sinne des  
§ 246 des Bewertungsgesetzes in der am  
24. Dezember 2021 geltenden Fassung be-
stimmen und hierfür einen gesonderten He-
besatz festsetzen oder mehrere, nach der 
Dauer der Baureife der Grundstücke abge-
stufte, gesonderte Hebesätze festsetzen. Für 
die Dauer der Baureife bleiben Zeiträume vor 
dem 24. Dezember 2021 unberücksichtigt.

(2) Als städtebauliche Gründe im Sin-
ne des Abs. 1 Satz 1 kommen insbesonde-
re die Deckung eines erhöhten Bedarfs an 
Wohn- und Arbeitsstätten sowie Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtungen, die Nachver-
dichtung bestehender Siedlungsstrukturen 
oder die Stärkung der Innenentwicklung in 
Betracht.

(3) Baureife Grundstücke im Sinne des 
Abs. 1 Satz 1 sind unbebaute Grundstücke 
nach § 246 des Bewertungsgesetzes in der 
am 24. Dezember 2021 geltenden Fassung, 
die nach Lage, Form und Größe und ihrem 
sonstigen tatsächlichen Zustand sowie nach 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften sofort be-
baut werden könnten. Eine erforderliche, 
aber noch nicht erteilte Baugenehmigung 
sowie zivilrechtliche Gründe, die einer sofor-
tigen Bebauung entgegenstehen, sind unbe-
achtlich.

(4) Die Gemeinde hat den gesonderten 
Hebesatz oder die gesonderten Hebesätze 
nach Abs.  1 Satz 1 auf einen bestimmten 
Gemeindeteil zu beschränken, wenn nur für 
diesen Gemeindeteil die städtebaulichen 
Gründe vorliegen. Der Gemeindeteil muss 
mindestens 10 Prozent der Siedlungsfläche 
des Gemeindegebiets nach der Gemeinde-
statistik des Hessischen Statistischen Lan-
desamtes umfassen und in ihm müssen meh-
rere baureife Grundstücke belegen sein.

(5) Die genaue Bezeichnung der baurei-
fen Grundstücke, deren Lage sowie das Ge-
meindegebiet, auf das sich der gesonderte 

nach § 7 sind die Verhältnisse im Hauptver-
anlagungszeitpunkt maßgebend.

§ 10

Nachveranlagung 
(ersetzt den § 18 des Grundsteuergesetzes)

(1) Der Steuermessbetrag wird nachträg-
lich festgesetzt (Nachveranlagung), wenn

1.  eine wirtschaftliche Einheit neu entsteht 
oder

2.  der Grund für eine vollständige Steuerbe-
freiung des Steuergegenstands weggefal-
len ist.

(2) Der Nachveranlagung werden die 
tatsächlichen Verhältnisse im Nachveranla-
gungszeitpunkt zugrunde gelegt. Nachveran-
lagungszeitpunkt ist der Beginn des Kalen-
derjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in 
dem die wirtschaftliche Einheit neu entstan-
den oder der Befreiungsgrund weggefallen 
ist. Für die Berechnung des Faktors nach § 7 
sind die Verhältnisse im Hauptveranlagungs-
zeitpunkt maßgebend.

§ 11

Aufhebung des Steuermessbetrags 
(ersetzt den § 20 des Grundsteuergesetzes)

(1) Der Steuermessbetrag wird aufgeho-
ben, wenn

1.  eine wirtschaftliche Einheit wegfällt oder 

2.  für den gesamten Steuergegenstand nach 
§ 2 Nr. 2 Grundsteuergesetz in der am  
24. Dezember 2021 geltenden Fassung 
ein Steuerbefreiungsgrund eintritt.

(2) Die Aufhebung erfolgt mit Wirkung 
vom Beginn des Kalenderjahres, das auf das 
Kalenderjahr folgt, in dem die wirtschaftliche 
Einheit weggefallen oder der Befreiungs-
grund eingetreten ist.

§ 12

Gemeinsame Vorschriften zur Neuveranla-
gung, Nachveranlagung und Aufhebung des 

Steuermessbetrags 
(ersetzt die §§ 17 Abs. 4, 18 Abs. 4, 20  

Abs. 3 und 21 des Grundsteuergesetzes)

(1) Treten die Voraussetzungen für eine 
Neuveranlagung, Nachveranlagung oder 
Aufhebung des Steuermessbetrags wäh-
rend des Zeitraums zwischen dem ersten 
Hauptveranlagungszeitpunkt nach § 8 Abs. 1  
Satz 2, dem 1. Januar 2022, und dem frü-
hesten Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Steuermessbeträge nach § 8 Abs. 2, dem  
1. Januar 2025, ein, werden die Neuveranla-
gung, Nachveranlagung oder Aufhebung des 
Steuermessbetrags auf den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Steuermessbeträge 
vorgenommen.

(2) Sind zu einem nachfolgenden Haupt-
veranlagungszeitpunkt nach § 8 Abs. 1 Satz 2 
tatsächliche Verhältnisse zu berücksichtigen, 
welche die Voraussetzungen einer Neuver-
anlagung, Nachveranlagung oder Aufhebung 
des Steuermessbetrags erfüllen, ist für den 
Steuermessbetrag eine Neuveranlagung, 
Nachveranlagung oder Aufhebung anstelle 
der Hauptveranlagung durchzuführen. Für 



Nr. 55 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 23. Dezember 2021910

Gesetz vom 21. Dezember 1976 (GVBl. I  
S. 532), eröffnet. Die Vorschriften der Finanz-
gerichtsordnung sind entsprechend anzu-
wenden, soweit dieses Gesetz keine abwei-
chende Regelung enthält. Die Revision an 
den Bundesfinanzhof kann auch darauf ge-
stützt werden, dass das angefochtene Urteil 
des Finanzgerichts auf der Verletzung dieses 
Gesetzes beruhe.

§ 16

Ermächtigungen

Das Ministerium der Finanzen und das 
Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Wohnen werden ermächtigt, die automa-
tisierte Bereitstellung der für die Ermittlung 
des Faktors nach § 7 erforderlichen Merk-
male auf der Grundlage des § 17 der Aus-
führungsverordnung zum Baugesetzbuch 
vom 15. Juni 2018 (GVBl. S. 258), geändert 
durch Gesetz vom 16. März 2021 (GVBl.  
S. 195), zu koordinieren. § 229 Abs. 5 des 
Bewertungsgesetzes in der am 24. Dezem-
ber 2021 geltenden Fassung ist insoweit 
nicht anzuwenden.

§ 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

Hebesatz oder die gesonderten Hebesätze 
beziehen, sind jeweils nach den Verhält-
nissen zu Beginn eines Kalenderjahres von 
der Gemeinde zu bestimmen, in einer Karte 
nachzuweisen und öffentlich bekannt zu ge-
ben. Die städtebaulichen Erwägungen sind 
nachvollziehbar darzulegen und die Wahl 
des Gemeindegebiets, auf das sich der ge-
sonderte Hebesatz oder die gesonderten He-
besätze beziehen sollen, ist zu begründen.

(6) Der gesonderte Hebesatz oder 
die gesonderten Hebesätze nach Abs. 1  
Satz 1 müssen höher sein als der einheitli-
che Hebesatz für die übrigen in der Gemein-
de liegenden Grundstücke, dürfen jedoch 
das Fünffache des einheitlichen Hebesatzes 
nicht überschreiten. Die Gemeinde kann eine 
Karenzzeit bestimmen, innerhalb der ein ge-
sonderter Hebesatz nach Abs. 1 Satz 1 noch 
nicht gilt, sondern stattdessen der einheitli-
che Hebesatz für die übrigen in der Gemein-
de liegenden Grundstücke.

§ 14

Erlass wegen wesentlicher  
Ertragsminderung

§ 34 des Grundsteuergesetzes in der am 
24. Dezember 2021 geltenden Fassung gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass

1.  in Abs. 3 Satz 2 an die Stelle des Grund-
steuerwerts der Steuermessbetrag und

2.  in Abs. 4 an die Stelle der Fortschreibung 
des Grundsteuerwerts die Festsetzung 
des Steuermessbetrags tritt.

§ 15

Rechtsweg und Revisibilität des  
Landesrechts

Gegen Entscheidungen der Landesfi-
nanzbehörden nach diesem Gesetz ist der 
Finanzrechtsweg nach § 4 Abs. 1 des Hes-
sischen Ausführungsgesetzes zur Finanz-
gerichtsordnung vom 17. Dezember 1965 
(GVBl. I S. 347), zuletzt geändert durch 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
d e r  F i n a n z e n

B o d d e n b e r g
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Artikel 1

Änderung des Gesetzes über den Erlass 
infektionsschützender Maßnahmen

Das Gesetz über den Erlass infektions-
schützender Maßnahmen vom 11. Dezember 
2020 (GVBl. S. 922) wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)  Die Angabe „Art 80“ wird durch „Art. 80“ 
und die Angabe „18. November 2020 
(BGBl. I S. 2397)“ durch „22. November 
2021 (BGBl. I S. 4906)“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Satz 1 gilt im Fall des § 28a Abs. 8 
des Infektionsschutzgesetzes unter der 
besonderen Voraussetzung der Fest-
stellung der Anwendbarkeit des § 28a  
Abs. 1 bis 6 des Infektionsschutzgeset-
zes durch den Landtag.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b)  Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und 
die Angabe „und Abs. 2“ in Satz 1 ge-
strichen.

c) Abs. 4 wird aufgehoben.

3.  In § 4 wird die Angabe „2021“ durch „2022“ 
ersetzt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

*) Ändert FFN 351-95

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Erlass infektionsschützender  
Maßnahmen*)

Vom 14. Dezember 2021

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 14. Dezember 2021

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  M i n i s t e r 
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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Artikel 1¹)

Änderung des Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetzes

Das Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz vom 
4. Mai 2017 (GVBl. S. 66) wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a)  Nach der Angabe zu § 6 wird folgende 
Angabe eingefügt:

„§ 6a  Gemeindepsychiatrische Verbün-
de“

b)  Nach der Angabe zu § 7 wird folgende 
Angabe eingefügt:

„§ 7a Genesungsbegleitung“

c)  Nach der Angabe zu § 29 wird folgende 
Angabe eingefügt:

„§ 29a  Unterrichtung in besonderen Fäl-
len“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Bei Hilfen und bei der Unterbrin-
gung ist mit der Person nach § 1 in einer 
für sie leicht verständlichen Sprache 
und barrierefrei zu kommunizieren.“

3.  In § 3 Abs. 2 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„verkürzen“ die Wörter „und die Selbstbe-
stimmungsfähigkeit zu fördern“ eingefügt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort 
„unterstützt“ die Wörter „sowie in die 
Therapie einbezogen“ eingefügt.

bb)  In Satz 3 werden die Wörter „soll 
berücksichtigt werden“ durch „ist zu 
berücksichtigen“ ersetzt.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 wird die Angabe „15. Oktober 
2014 (GVBl. S. 241)“ durch „15. Dezem-
ber 2021 (GVBl. S. 912)“ ersetzt.

b) Als neuer Abs. 6 wird eingefügt:

„(6) Außerhalb der Regelarbeits-
zeiten sind Krisenhilfen vorzuhalten. 
Diese sind von den Sozialpsychiatri-
schen Diensten unter Einbeziehung 
aller an der Versorgung Beteiligten zu 
koordinieren. Krisenhilfen können auch 
überörtlich in Kooperation mehrerer So-
zialpsychiatrischer Dienste vorgehalten 
werden.“

c)  Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und 
nach der Angabe „4“ wird die Angabe 
„und 6“ eingefügt.

6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Sozialpsychiatrischen 
Dienste koordinieren die Hilfsangebote 
in ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich 
und wirken an deren Planung mit. Eine 
Psychiatriekoordination ist vorzusehen.“

b)  In Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt:

„Zu der Erörterung sind auch die zu-
ständigen Gerichte, Betreuungsbehör-
den und Polizei- und Ordnungsbehör-
den einzuladen.“

7. Nach § 6 wird als § 6a eingefügt:

„§ 6a

Gemeindepsychiatrische Verbünde

Auf Ebene der kreisfreien Städte und 
der Landkreise sollen Gemeindepsychiat-
rische Verbünde gebildet werden, in denen 
sich insbesondere Träger ambulanter, teil-
stationärer oder stationärer Versorgungs-
einrichtungen und Dienste sowie Angebo-
te der Selbsthilfe zusammenschließen. Sie 
schließen hierzu eine Kooperationsver-
einbarung mit dem Ziel, in den von ihnen 
angebotenen Leistungsbereichen für Per-
sonen nach § 1 eine möglichst bedarfs-
gerechte wohnortnahe Versorgung zu 
erreichen. Die Gemeindepsychiatrischen 
Verbünde sollen mit Verbünden und Netz-
werken aus anderen Bereichen der Ge-
sundheitsversorgung zusammenarbeiten.“

8. Nach § 7 wird als § 7a eingefügt:

„§ 7a

Genesungsbegleitung

Genesungsbegleiterinnen und Gene-
sungsbegleiter sollen in die Behandlung 
und Versorgung von Personen nach § 1 
eingebunden werden.“

9. § 8 wird wie folgt geändert:

a)  Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1 und 
die Angabe „Abs. 2 Satz 2“ wird durch 
„Abs. 3“ ersetzt.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Landkreise und kreisfreien 
Städte berichten dem für die Gesund-
heit zuständigen Ministerium jährlich 
über die Verwendung des Mehrbelas-
tungsausgleichs nach Abs. 1 Satz 1.“

10. § 9 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 2 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Fassung“ die Wörter „der Bekanntma-
chung“ eingefügt und wird die Angabe 
„13. April 2017 (BGBl. I S. 872)“ durch ¹) Ändert FFN 350-101

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz zur Änderung des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes  
und des Maßregelvollzugsgesetzes

Vom 15. Dezember 2021
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„25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099)“ er-
setzt.

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Der Vollzug einer gleichfalls an-
geordneten Unterbringung nach den 
§§ 1906 oder 1631b des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist vorrangig.“

11. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die regionale Pflichtversorgung be-
steht nach Maßgabe des Bescheides 
zur Aufnahme des psychiatrischen 
Krankenhauses in den Krankenhaus-
plan nach § 19 des Hessischen Kran-
kenhausgesetzes 2011 vom 21. De-
zember 2010 (GVBl. I S. 587), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 4. Sep-
tember 2020 (GVBl. S. 573), oder nach 
Maßgabe des Beleihungsvertrages.“

b) Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.

c) Abs. 3 wird aufgehoben.

d)  Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die 
Abs. 3 und 4.

12.  Dem § 11 Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die Träger der psychiatrischen Kranken-
häuser stellen sicher, dass die bestellten 
Ärztinnen und Ärzte über ihre Aufgaben 
nach diesem Gesetz unterwiesen wer-
den.“

13.  In § 12 Abs. 1 wird die Angabe „§ 21  
Abs. 1 und 2“ durch „§ 21 Abs. 1 mit 
Ausnahme von Anordnungen nach § 21  
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit  
§ 21 Abs. 3 und Anordnungen nach § 21  
Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 in Verbindung mit § 21 
Abs. 4“ ersetzt.

14. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 werden wie 
folgt gefasst:

„2.  eine Gesundheits- oder Kran-
kenpflegerin oder ein Gesund-
heits- oder Krankenpfleger 
oder eine Pflegefachfrau oder 
ein Pflegefachmann; die Per-
son muss über Berufserfahrung 
im Fachgebiet Psychiatrie und 
Psychotherapie verfügen,

3.  eine Psychologische Psycho-
therapeutin oder ein Psycholo-
gischer Psychotherapeut oder 
eine Psychotherapeutin oder 
ein Psychotherapeut, beim Be-
such einer Einrichtung für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie eine 
Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutin oder ein Kinder- 
und Jugendlichenpsychothera-
peut,“

bb)  Folgender Satz wird angefügt:

„Die Besuchskommission kann tä-
tig werden, wenn sie mit mindes-
tens der Hälfte der Mitglieder be-
setzt ist.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird das Wort „drei“ durch 
„zwei“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Besuche dürfen unangekün-
digt oder mit einer bis drei Tage 
vorher erfolgenden Ankündigung 
stattfinden.“

cc)  In Satz 6 wird das Wort „kann“ 
durch „soll“ ersetzt.

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Berichts“ die Wörter „zur vertrau-
lichen Kenntnisnahme“ eingefügt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Das für die Gesundheit zuständige 
Ministerium legt dem Hessischen 
Landtag jährlich einen anonymi-
sierten Bericht über die Tätigkeit 
der Besuchskommission und über 
die wesentlichen Ergebnisse der 
Besuchsberichte nach Satz 1 vor.“

d)  In Abs. 5 wird nach Satz 2 folgender 
Satz eingefügt:

„Sie sollen sich jährlich zum Zweck 
des Erfahrungsaustauschs treffen.“

15. § 14 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das psychiatrische Krankenhaus 
meldet der Fachaufsichtsbehörde die 
Fälle

1.  der Unterbringung nach den §§ 16 
und 17 dieses Gesetzes sowie den  
§§ 1631b und 1906 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches und

2.  nach § 32 Abs. 4 Satz 1 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung, in denen keine 
Unterbringungsentscheidung erfolgt,

für das vorangegangene Kalenderjahr 
jeweils bis zum 31. März. Maßgeblich 
für die Aufnahme in die Meldung des je-
weiligen Kalenderjahres ist der Zeitpunkt 
des Beginns der Unterbringung oder der 
Zuführung nach § 32 Abs. 4 Satz 1 des 
Hessischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung. In die Meldung 
sind für jeden Fall nach Satz 1 Nr. 1 und 2 
folgende Daten aufzunehmen:

1.   das Institutionskennzeichen des psy-
chiatrischen Krankenhauses und 
die Standortnummer des Unterbrin-
gungsortes nach § 293 Abs. 6 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch,

2.   eine pseudonymisierte Patienten-
nummer der untergebrachten Person,

3.   das Geschlecht und das Alter in Jah-
ren der untergebrachten Person am 
Tag des Beginns der Unterbringung,

4.   die gesetzliche Grundlage der Unter-
bringung bei Unterbringungsbeginn, 
getrennt nach § 16 und § 17 sowie 
nach § 1906 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches und § 1631b des Bürger-
lichen Gesetzbuches,
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c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Örtlich zuständig ist die Verwal-
tungsbehörde des Wohnsitzes oder 
des gewöhnlichen Aufenthaltsortes der 
unterzubringenden Person. Bei Fehlen 
eines Wohnsitzes oder eines gewöhn-
lichen Aufenthaltsortes oder wenn die-
se nicht feststellbar sind oder außer-
halb des Landes Hessen liegen, ist 
die Verwaltungsbehörde des aktuellen 
Aufenthaltsortes zuständig.“

d)  In Abs. 4 wird das Wort „ärztliche“ ge-
strichen und werden nach dem Wort 
„Stellungnahme“ die Wörter „einer 
Ärztin, eines Arztes, einer psycho-
logischen Psychotherapeutin, eines 
psychologischen Psychotherapeuten, 
einer Psychotherapeutin oder eines 
Psychotherapeuten“ eingefügt.

17. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird nach dem Wort 
„kann“ die Angabe „eine nach § 11 
Abs. 2 Satz 1 bestellte Ärztin oder“ 
eingefügt.

bb)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt:

„Bei der Entscheidung über die An-
ordnung nach Satz 1 sind die An-
gaben der nach § 32 Abs. 4 Satz 1 
des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung 
zuführenden örtlichen Ordnungs-
behörde oder der Polizeibehörde 
über die Umstände der vorläufigen 
Ingewahrsamnahme sowie die An-
gaben des örtlich zuständigen So-
zialpsychiatrischen Dienstes, so-
weit konkrete Kenntnisse über das 
Vorliegen der Voraussetzungen für 
eine sofortige vorläufige Unterbrin-
gung nach Satz 1 bestehen, zu be-
rücksichtigen.“

cc)  In dem neuen Satz 3 wird das Wort 
„herbeizuführen“ durch die Anga-
be „durch eine nach § 11 Abs. 2  
Satz 1 bestellte Ärztin oder einen 
nach § 11 Abs. 2 Satz 1 bestellten 
Arzt zu beantragen“ ersetzt.

b) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Nichtaufnahme oder die Entlas-
sung ist unter Angabe von Gründen zu 
dokumentieren; in den Fällen des § 32 
Abs. 4 Satz 1 des Hessischen Geset-
zes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung ist die örtliche Ordnungsbe-
hörde oder die zuständige Polizeibe-
hörde über die Nichtaufnahme oder 
die Entlassung zu informieren.“

c) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Im Falle einer sofortigen vor-
läufigen Unterbringung ist unverzüg-
lich die gesetzliche Vertreterin oder der 
gesetzliche Vertreter oder die Betreue-
rin oder der Betreuer zu informieren, 
sofern Kenntnis über eine gesetzliche 
Vertretung oder eine Betreuung be-
steht.“

5.   die Haupt- und Nebendiagnosen, auf-
grund derer die Unterbringung nach  
§ 9 Abs. 1 erfolgt,

6.   der Wochentag des Unterbringungs-
beginns, im Falle einer Unterbringung 
nach § 17 Abs. 1 Satz 1 auch die Uhr-
zeit des Unterbringungsbeginns,

7.   die Angabe, ob eine Zuführung nach  
§ 32 Abs. 4 Satz 1 des Hessischen 
Gesetzes über die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung erfolgt,

8.   im Fall des § 32 Abs. 4 Satz 1 des 
Hessischen Gesetzes über die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung, ob eine 
Aufnahme nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
erfolgt oder ob die zugeführte Person 
aufgrund eigener Entscheidung in der 
Klinik verbleibt,

9.   die Angabe über eine Entlassung 
nach § 17 Abs. 3 Satz 1,

10.  die Angabe, ob sich nach einer Unter-
bringung nach § 17 Abs. 1 Satz 1

a)  eine Behandlung aufgrund eigener 
Entscheidung der Patientin oder 
des Patienten,

b)  eine Unterbringung nach § 16  
Abs. 1 oder

c)  eine Unterbringung auf der Grund-
lage des § 1906 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches oder § 1631b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches an-
schließt,

11.  eine Angabe über jede Behandlungs-
maßnahme nach § 20 Abs. 1 oder 2,

12.  eine Angabe über jede vorgenomme-
ne Sicherungsmaßnahme nach § 21 
Abs.  1 Satz 2 Nr. 2, 5 und 6 sowie im 
Fall von § 21 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und 
6, ob eine richterliche Entscheidung 
beantragt wurde,

13.  die Dauer der Unterbringung in Tagen 
nach diesem Gesetz.

Die Daten dürfen ausschließlich zum 
Zweck der statistischen Auswertung zur 
Verbesserung der Versorgung psychisch 
kranker Menschen von dem für Gesund-
heit zuständigen Ministerium erhoben 
und verarbeitet werden; Abs. 2 bleibt un-
berührt. Die Meldedaten sind drei Jahre 
nach deren Meldung vom psychiatrischen 
Krankenhaus und von der Fachaufsichts-
behörde zu löschen.“

16. § 16 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 wird die Angabe „1. März 
2017 (BGBl. I S. 386)“ durch „10. Au-
gust 2021 (BGBl. I S. 3436)“ und die 
Angabe „Satz 1 Nr. 3“ durch „Nr. 4“ er-
setzt.

b)  Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Zuständige Verwaltungsbehör-
de für den Antrag nach Abs. 1 und für 
den Antrag auf Verlängerung einer ge-
richtlich angeordneten Unterbringung, 
Behandlungsmaßnahme oder beson-
dere Sicherungsmaßnahme ist das 
Gesundheitsamt.“
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2.  die Unterbringung in einem besonders 
gesicherten Raum ohne gefährdende 
Gegenstände,

3.  der Entzug oder die Vorenthaltung von 
Gegenständen,

4.  der Entzug oder die Beschränkung des 
Aufenthalts im Freien,

5.  die Aufhebung der Bewegungsfreiheit 
an allen Gliedmaßen,

6.  die sonstige Einschränkung der Bewe-
gungsfreiheit durch eine mechanische 
Vorrichtung,

7.  die Beobachtung der untergebrachten 
Person, auch durch technische Hilfs-
mittel.

Über eine besondere Sicherungsmaß-
nahme nach Satz 2 Nr. 7 ist die betrof-
fene Person vorab zu informieren. Auf-
zeichnungen sind spätestens 24 Stunden 
nach Beendigung der Maßnahme zu lö-
schen.

(2) Bei einer besonderen Sicherungs-
maßnahme nach Abs. 1 Satz 2

1.  Nr. 2 und 6 hat eine engmaschige 
Überwachung durch therapeutisches 
oder pflegerisches Personal zu erfol-
gen,

2.  Nr. 5 ist stets die Eins-zu-eins-Betreu-
ung durch therapeutisches oder pfle-
gerisches Personal zu gewährleisten.

Besondere Sicherungsmaßnahmen nach 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 5 oder 6 sind nach-
zubesprechen, sobald der Zustand der 
untergebrachten Person es zulässt.

(3) Eine besondere Sicherungsmaß-
nahme nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 5, durch 
die die Bewegungsfreiheit der unter-
gebrachten Person nicht nur kurzfristig 
vollständig aufgehoben wird, darf nur 
durch das Gericht auf Antrag einer nach 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 bestellten Ärztin oder 
eines nach § 11 Abs. 2 Satz 1 bestellten 
Arztes angeordnet werden. Sie gilt dann 
als nicht nur kurzfristig, wenn im Zeit-
punkt der Anordnung der Maßnahme 
davon auszugehen ist, dass ihre Dauer 
eine halbe Stunde überschreiten wird 
oder dies im Verlauf erkennbar wird. Bei 
Gefahr im Verzug kann die Anordnung 
einer nicht nur kurzfristigen besonde-
ren Sicherungsmaßnahme nach Abs. 1  
Satz 2 Nr. 5 durch eine Ärztin oder einen 
Arzt nach § 11 Abs. 2 Satz 1 getroffen 
werden. In diesem Fall ist unverzüglich 
eine nachträgliche richterliche Genehmi-
gung zu beantragen, es sei denn,

1.  es ist bereits zu Beginn der Maßnah-
me abzusehen, dass die Entscheidung 
erst nach Wegfall des Grundes der 
Maßnahme ergehen wird oder

2.  die Maßnahme ist vor Herbeiführung 
der Entscheidung tatsächlich beendet 
und es ist auch keine Wiederholung zu 
erwarten.

Ist eine richterliche Entscheidung bean-
tragt und die Maßnahme vor deren Er-
langung beendet worden, so ist dies dem 
Gericht unverzüglich mitzuteilen. Nach 
Beendigung der besonderen Sicherungs-

18. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 2.

c)  Abs. 3 Satz 1 wird durch folgende Sät-
ze ersetzt:

„Entscheidungen über Eingriffe in die 
Rechte der untergebrachten Person 
sind dieser unverzüglich mitzuteilen 
und mit ihr oder ihrer gesetzlichen Ver-
treterin, ihrem gesetzlichen Vertreter, 
ihrer Betreuerin oder ihrem Betreuer, 
sofern Kenntnis über eine gesetzliche 
Vertretung oder eine Betreuung be-
steht, zu erörtern. Entscheidungen 
nach Satz 1 sind zu dokumentieren 
und zu begründen.“

d) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4.

e) Abs. 5 wird aufgehoben.

19. § 19 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Sofern das psychiatrische Kranken-
haus mit der untergebrachten Person 
eine Behandlungsvereinbarung ge-
schlossen hat oder einen Krisenplan 
erstellt hat, sind diese zu beachten.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Person“ ein Komma und die Wör-
ter „ihrer gesetzlichen Vertreterin, 
ihres gesetzlichen Vertreters, ihrer 
Betreuerin oder ihres Betreuers, 
sofern Kenntnis über eine gesetz-
liche Vertretung oder eine Betreu-
ung besteht“ eingefügt.

bb)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Vorschriften zur Patientenver-
fügung (§ 1901a des Bürgerlichen 
Gesetzbuches) und zur Feststel-
lung des Patientenwillens (§ 1901b 
des Bürgerlichen Gesetzbuches) 
bleiben unberührt.“

20. § 20 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird die Angabe „Satz 1 Nr. 3“ 
durch „Nr. 4“ ersetzt.

b)  In Satz 2 wird nach dem Wort „hieraus“ 
das Wort „erhebliche“ eingefügt.

21. § 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21

Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Bei einer gegenwärtigen erheb-
lichen Gefahr für das Leben oder die 
Gesundheit der untergebrachten Person 
oder für das Leben, die Gesundheit oder 
andere bedeutende Rechtsgüter Anderer  
können besondere Sicherungsmaßnah-
men angeordnet werden, wenn und so-
lange die Gefahr nicht durch weniger ein-
schneidende Maßnahmen abgewendet 
werden kann. Als besondere Sicherungs-
maßnahmen sind im Einzelfall zulässig:

1.  die Absonderung von anderen Patien-
ten,
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b)  In Abs. 3 Nr. 10 wird die Angabe „sowie 
der Aufsichtsbehörde nach § 38 des 
Bundesdatenschutzgesetzes in der 
Fassung vom 14. Januar 2002 (BGBl. 
I S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 410)“ 
gestrichen.

25.  In § 25 Satz 1 werden nach dem Wort 
„religiösen“ die Wörter „oder seelsorgeri-
schen“ eingefügt.

26. § 28 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 2 werden Satz 2 und 3 aufge-
hoben.

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die Entlassung ist dem für den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
haltsort der untergebrachten Person 
örtlich zuständigen Sozialpsychiatri-
schen Dienst mitzuteilen. Der Sozial-
psychiatrische Dienst hat nachgehen-
de Hilfen zu erbringen. Ziel der Hilfen 
ist es, der aus der Unterbringung zu 
entlassenden Person durch individu-
elle medizinische und psychosoziale 
Beratung und Betreuung Unterstüt-
zung im Übergang aus dem Kranken-
haus zu bieten. § 1 Abs. 6 Satz 1 und 
2 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ist 
anwendbar.“

27. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Mitglieder der Delegation 
des Europäischen Ausschusses zur 
Verhütung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe und die Mitglieder einer 
durch das Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe 
legitimierten Stelle erhalten während 
des Besuchs des psychiatrischen 
Krankenhauses auf Verlangen Einsicht 
in die Patientenakte der untergebrach-
ten Person, soweit dies zur Wahrneh-
mung der Aufgaben des Ausschusses 
oder der Stelle erforderlich ist.“

28. Nach § 29 wird als § 29a eingefügt:

„§ 29a

Unterrichtung in besonderen Fällen

Ist aufgrund der Art und Schwere der 
psychischen Störung anzunehmen, dass 
die betroffene Person sich oder andere 
durch das Führen eines motorisierten 
Verkehrsmittels oder durch den Umgang 
mit Waffen oder Sprengstoff gefähr-
den könnte, kann der Sozialpsychiatri-
sche Dienst oder eine nach § 11 Abs. 2  
Satz 1 bestellte Person des psychiatri-
schen Krankenhauses, in dem die be-
troffene Person untergebracht ist, die 
zuständige öffentliche Stelle über die 
getroffenen Feststellungen unterrichten. 
Der betroffenen Person ist vorher Gele-
genheit zu geben, sich zu der Unterrich-

maßnahme nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 ist 
die untergebrachte Person durch eine 
Ärztin oder einen Arzt auf die Möglichkeit 
der nachträglichen gerichtlichen Über-
prüfung ihrer Zulässigkeit hinzuweisen.

(4) Eine besondere Sicherungsmaß-
nahme nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, durch die 
die Bewegungsfreiheit der untergebrach-
ten Person über einen längeren Zeitraum 
oder regelmäßig entzogen wird, darf nur 
durch das Gericht auf Antrag einer nach 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 bestellten Ärztin oder 
eines nach § 11 Abs. 2 Satz 1 bestellten 
Arztes angeordnet werden. Abs. 3 Satz 3 
bis 6 gelten entsprechend.

(5) Für das Verfahren bei gerichtlichen 
Entscheidungen über die Anordnung, 
die Genehmigung oder sonstige Über-
prüfung einer Maßnahme nach Abs. 1  
Satz 2 Nr. 5 und Nr. 6 gelten bei Volljäh-
rigen die Bestimmungen für Unterbrin-
gungssachen nach § 312 Nr. 4 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit und bei Minderjähri-
gen die Bestimmungen nach § 151 Nr. 7 
des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich bei Volljährigen 
nach § 313 Abs. 3 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit und bei Minderjährigen nach 
den §§ 167 Abs. 1 Satz 1, 313 Abs. 3 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit.

(6) Besondere Sicherungsmaßnah-
men nach Abs. 1 Satz 2 dürfen nur auf-
rechterhalten werden, soweit und solan-
ge es ihr Zweck erfordert.

(7) Während der Durchführung beson-
derer Sicherungsmaßnahmen sind eine 
ärztliche Mitwirkung und Überwachung 
zu gewährleisten.

(8) Die Durchführung einer beson-
deren Sicherungsmaßnahme ist zu do-
kumentieren. Im Fall einer besonde-
ren Sicherungsmaßnahme nach Abs. 1  
Satz 2 Nr. 2, 5 und 6 sind die Anordnung 
und ihre Begründung, ihre Dauer, die Art 
der Betreuung und Überwachung, die Be-
endigung, die Nachbesprechung sowie im 
Fall der besonderen Sicherungsmaßnah-
men nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und 6 zusätz-
lich die in der Sache ergangenen gericht-
lichen Entscheidungen und der Hinweis auf 
die Möglichkeit der nachträglichen gericht-
lichen Überprüfung zu dokumentieren.“

22.  In § 22 Abs. 1 werden nach den Wörtern 
„Zweck der Unterbringung“ die Wörter 
„oder des Transportes“ eingefügt.

23.  In § 23 Satz 2 werden nach dem Wort 
„können“ die Wörter „im Einzelfall“ ein-
gefügt.

24. § 24 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem 
Wort „darf“ die Wörter „im Einzelfall“ 
eingefügt.
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b)  In Satz 8 Nr. 2 wird nach dem Wort 
„Ärzte“ das Wort „und“ durch ein Kom-
ma ersetzt und werden nach dem Wort 
„Psychotherapeuten“ die Wörter „und 
Psychologinnen und Psychologen“ ein-
gefügt.

3. Nach § 2 wird als § 2a eingefügt:

„§ 2a

Unterbringung von Jugendlichen

Jugendliche sind getrennt von Erwach-
senen unterzubringen, soweit dies dem 
Kindeswohl entspricht. Heranwachsende 
können mit Jugendlichen zusammen un-
tergebracht werden, sofern dies mit dem 
Kindeswohl der untergebrachten Jugend-
lichen vereinbar ist.“

4.  In § 5 Abs. 2 wird nach der Angabe „34“ 
die Angabe „mit Ausnahme von Anordnun-
gen nach § 34 Abs. 2 Nr. 6 in Verbindung 
mit § 34 Abs. 5 und Anordnungen nach 
§ 34 Abs. 2 Nr. 7 in Verbindung mit § 34  
Abs. 6“ eingefügt.

5. § 5a wird wie folgt geändert:

a)  Die Angabe „4. Mai 2017 (GVBl. S. 66)“ 
wird durch „4. September 2020 (GVBl. 
S. 573)“ ersetzt.

b)  In Nr. 3 wird die Angabe „17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2581)“ durch „11. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2754)“ ersetzt.

6. §  5c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt ge-
ändert:

a)  In Buchst. b werden nach dem Wort 
„Krankenpfleger“ die Wörter „oder eine 
Pflegefachfrau oder ein Pflegefach-
mann“ eingefügt.

b)  In Buchst. c werden nach dem Wort 
„Psychotherapeut“ die Wörter „oder 
eine Psychotherapeutin oder ein Psy-
chotherapeut“ eingefügt.

7. § 7 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe  
„17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581)“ durch 
„25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099)“ er-
setzt.

b)  Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Jugendliche, die im Rahmen eines 
Strafverfahrens nach § 2 Abs. 1 unter-
gebracht werden, sind zur Beurteilung 
ihrer allgemeinen körperlichen und geis-
tigen Verfassung unverzüglich ärztlich 
zu untersuchen, wenn

1.  gesundheitliche Anzeichen Anlass zu 
einer solchen Untersuchung geben 
oder

2.  ein entsprechender Antrag des Ju-
gendlichen, des Trägers der elter-
lichen Sorge oder seines Rechtsbei-
standes vorliegt.“

8.  In § 7a Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe  
„Satz 6“ durch „Abs. 1 Satz 7“ ersetzt.

9.  In § 19 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe  
„3. Mai 2018 (GVBl. S. 82)“ durch  
„12. November 2020 (GVBl. S. 778)“ ersetzt.

tung zu äußern, eine Äußerung ist der 
Unterrichtung beizufügen.“

29. § 31 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Der Fachbeirat Psychiatrie tagt min-
destens jährlich.“

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die ehrenamtlichen Mitglieder 
des Fachbeirats Psychiatrie erhalten 
eine Erstattung ihrer Fahrtkosten.“

30. § 32 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „sollen“ 
durch „richten“ und das Wort „einrich-
ten“ durch „ein“ ersetzt.

b) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt:

„(5) Die unabhängige Beschwerde-
stelle legt dem für die Gesundheit zu-
ständigen Ministerium jährlich einen an-
onymisierten Tätigkeitsbericht vor. Das 
für die Gesundheit zuständige Ministe-
rium legt dem Hessischen Landtag jähr-
lich einen zusammenfassenden anony-
misierten Bericht über die Tätigkeit der 
unabhängigen Beschwerdestelle vor.“

c)  Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden die 
Abs. 6 und 7.

31. § 34 wird wie folgt geändert:

a)  In Nr. 2 wird nach der Angabe „§ 8“ die 
Angabe „Abs. 1 und die Berichtspflicht 
nach § 8 Abs. 2“ eingefügt.

b) Als neue Nr. 5 wird eingefügt:

„5.  nähere Regelungen über die Höhe 
und die Auszahlung der Fahrtkos-
tenerstattung nach § 31 Abs. 3 zu 
treffen,“

c) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 6.

32.  In § 36 Satz 3 wird die Angabe „2021“ 
durch „2028“ ersetzt.

Artikel 2²)³)

Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes

Das Maßregelvollzugsgesetz vom 3. Dezem-
ber 1981 (GVBl. I S. 414), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82), 
wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der Anga-
be zu § 2 folgende Angabe eingefügt:

„§ 2a Unterbringung von Jugendlichen“

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 7 werden nach dem Wort „Psy-
chotherapeuten“ die Wörter „und Psy-
chologinnen und Psychologen“ einge-
fügt.

²) Art. 2 Nr. 3 und 6 b dieses Gesetzes dient der Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlamentes und des 
Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren 
für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafver-
fahren sind (ABl. EU Nr. L vom 21. Mai 2016 S. 1).
³) Ändert FFN 352-3
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richt auf Antrag einer Ärztin oder eines 
Arztes nach § 2 Abs. 1 Satz 7 angeordnet 
werden. Sie gilt dann als nicht nur kurz-
fristig, wenn im Zeitpunkt der Anordnung 
der Maßnahme davon auszugehen ist, 
dass ihre Dauer eine halbe Stunde über-
schreiten wird oder dies im Verlauf er-
kennbar wird. Bei Gefahr im Verzug kann 
die Anordnung einer nicht nur kurzfristi-
gen Maßnahme durch eine Person nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 7 getroffen werden. In 
diesem Fall ist unverzüglich eine nach-
trägliche richterliche Genehmigung zu 
beantragen, es sei denn,

1.  es ist bereits zu Beginn der Maßnah-
me abzusehen, dass die Entscheidung 
erst nach Wegfall des Grundes der 
Maßnahme ergehen wird oder

2.  die Maßnahme ist vor Herbeiführung 
der Entscheidung tatsächlich beendet 
und es ist auch keine Wiederholung zu 
erwarten.

Ist eine richterliche Entscheidung bean-
tragt und die Maßnahme vor deren Er-
langung beendet worden, so ist dies dem 
Gericht unverzüglich mitzuteilen. Nach 
Beendigung der besonderen Sicherungs-
maßnahme nach Abs. 2 Nr. 6 ist die unter-
gebrachte Person auf die Möglichkeit der 
nachträglichen gerichtlichen Überprüfung 
ihrer Zulässigkeit hinzuweisen.

(6) Eine besondere Sicherungsmaß-
nahme nach Abs. 2 Nr. 7, durch die die 
Bewegungsfreiheit der untergebrachten 
Person über einen längeren Zeitraum 
oder regelmäßig entzogen wird, darf nur 
durch das Gericht auf Antrag einer Ärztin 
oder eines Arztes nach § 2 Abs. 1 Satz 7 
angeordnet werden. Abs. 5 Satz 3 bis 6 
gelten entsprechend.

(7) Für das Verfahren bei gericht-
lichen Entscheidungen über die Anord-
nung, die Genehmigung oder sonstige 
Überprüfung einer Maßnahme nach  
Abs. 2 Nr. 6 und Nr. 7 gelten bei Voll-
jährigen die Bestimmungen für Unter-
bringungssachen nach § 312 Nr. 4 des 
Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom  
17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 
2587), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), 
und bei Minderjährigen die Bestimmun-
gen nach § 151 Nr. 7 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und 
in Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entsprechend. Die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich bei Volljährigen 
nach § 313 Abs. 3 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit und bei Minderjährigen nach 
den §§ 167 Abs. 1 Satz 1, 313 Abs. 3 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit.

(8) Besondere Sicherungsmaßnah-
men dürfen nur aufrechterhalten werden, 
soweit und solange es ihr Zweck erfor-
dert. Sie sind zu dokumentieren. Im Fall 
einer besonderen Sicherungsmaßnahme 

10.  § 34 wird wie folgt gefasst:

„§ 34

  Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen eine untergebrachte Per-
son können besondere Sicherungsmaß-
nahmen angeordnet werden,

1.  wenn und solange die Gefahr nicht 
durch weniger einschneidende Maß-
nahmen abgewendet werden kann und

2.  wenn in erhöhtem Maße Fluchtgefahr 
besteht oder sonst ihr Verhalten oder 
ihr Zustand eine erhebliche Gefahr für 
die Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs dar-
stellt, insbesondere wenn Gewalttätig-
keiten gegen Personen oder Sachen 
oder eine Selbsttötung oder Selbstver-
letzung zu befürchten sind.

(2) Als besondere Sicherungsmaß-
nahmen sind nur zulässig:

1.  die Absonderung von anderen Unter-
gebrachten,

2.  die Unterbringung in einem besonders 
gesicherten Raum ohne gefährdende 
Gegenstände,

3.  der Entzug oder die Vorenthaltung von 
Gegenständen,

4.  der Entzug oder die Beschränkung des 
Aufenthaltes im Freien,

5.  die Fesselung,

6.  die Aufhebung der Bewegungsfreiheit 
an allen Gliedmaßen,

7.  die sonstige Einschränkung der Bewe-
gungsfreiheit durch eine mechanische 
Vorrichtung,

8.  die Beobachtung der untergebrachten 
Person, auch durch technische Hilfs-
mittel; § 50 Abs. 6 des Hessischen 
Strafvollzugsgesetzes ist entspre-
chend anwendbar.

(3) Grundsätzlich dürfen Fesseln nur 
an den Händen oder an den Füßen an-
gelegt werden. Im Interesse der unter-
gebrachten Person kann eine andere Art 
der Fesselung angeordnet werden. Die 
Fesselung ist zeitweise zu lockern, so-
weit dies notwendig ist.

(4) Bei einer besonderen Sicherungs-
maßnahme nach Abs. 2

1.  Nr. 2 und 7 hat eine engmaschige Über-
wachung durch therapeutisches oder 
pflegerisches Personal zu erfolgen,

2.  Nr. 6 ist stets die Eins-zu-eins-Betreu-
ung durch therapeutisches oder pfle-
gerisches Personal zu gewährleisten.

Besondere Sicherungsmaßnahmen nach 
Abs. 2 Nr. 2, 6 oder 7 sind nachzubespre-
chen, sobald der Zustand der unterge-
brachten Person es zulässt.

(5) Eine besondere Sicherungsmaß-
nahme nach Abs. 2 Nr. 6, durch die die 
Bewegungsfreiheit der untergebrachten 
Person nicht nur kurzfristig vollständig 
aufgehoben wird, darf nur durch das Ge-
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Artikel 3

Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können die 
Grundrechte auf die körperliche Unversehrt-
heit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgeset-
zes und Art. 3 der Verfassung des Landes 
Hessen) und die Freiheit der Person (Art. 2 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes und Art. 5 
der Verfassung des Landes Hessen) einge-
schränkt werden.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

nach Abs. 2 Nr. 2, Nr. 6 und 7 sind die 
Anordnung und ihre Begründung, ihre 
Dauer, die Art der Betreuung und Über-
wachung, die Beendigung, die Nachbe-
sprechung sowie im Fall der besonde-
ren Sicherungsmaßnahmen nach Abs. 2  
Nr. 6 und 7 zusätzlich die in der Sache er-
gangenen gerichtlichen Entscheidungen 
und der Hinweis auf die Möglichkeit der 
nachträglichen gerichtlichen Überprüfung 
zu dokumentieren.

(9) Während der Durchführung be-
sonderer Sicherungsmaßnahmen ist eine 
ärztliche Mitwirkung und Überwachung 
zu gewährleisten.“

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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Artikel 1

Das Hessische Ausführungsgesetz zum 
Schwangerschaftskonfliktgesetz vom 14. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 664), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 19. Dezember 2016 
(GVBl. S. 320), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 wird die Angabe „20. Oktober 
2015 (BGBl. I S. 1722)“ durch „14. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2789)“ ersetzt.

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Das für die Schwangerschafts-
konfliktberatung zuständige Ministerium 
veröffentlicht in geeigneter Weise ein 
Verzeichnis mit den Kontaktdaten der 
nach diesem Gesetz geförderten Bera-
tungsstellen.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 werden nach dem Wort „der“ 
die Wörter „rechtlich selbstständigen“ 
eingefügt.

b)  In Abs. 2 wird die Angabe „20“ durch 
„15“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a)  Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  Das Wort „Beratungsstellen“ wird 
durch „Beratungspersonalstellen“ 
ersetzt.

bb)  In Nr. 2 wird nach dem Wort 
„Schwangerschaftskonfliktgeset-
zes“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt.

cc)  In Nr. 3 wird das Wort „und“ durch 
einen Punkt ersetzt.

dd) Nr. 4 wird aufgehoben.

b)  In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Juli“ 
durch „September“ ersetzt.

4. § 4 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Buchst. a wird die Angabe „E 9, 
Stufe 5“ durch „E 9b, Stufe 6“ er-
setzt.

bb)  In Buchst. b und c wird jeweils die 
Angabe „5“ durch „6“ ersetzt.

b)  In Nr. 2 werden die Wörter „der Summe“ 
durch „des Betrages“ ersetzt.

5.  In § 5 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe 
„59,50“ durch „75“ ersetzt.

6. Nach § 5 wird als neuer § 6 eingefügt:

„§ 6

Zentralstelle Hessen für die Vergabe  
der Bundesmittel aus der Bundes- 
stiftung „Mutter und Kind – Schutz  

des ungeborenen Lebens“

Die Caritas-Diakonie-Konferenz, ver-
treten durch Diakonie Hessen – Diakoni-
sches Werk in Hessen und Nassau und 
Kurhessen-Waldeck e.V., erhält für die 
Wahrnehmung der Aufgabe einer Zentral-
stelle für die Vergabe der Bundesmittel 
aus der Bundesstiftung „Mutter und Kind – 
Schutz des ungeborenen Lebens“ jährlich 
einen Zuschuss für die tatsächlichen Kos-
ten der Aufgabenwahrnehmung, höchs-
tens jedoch 100 000 Euro. Der Zuschuss 
ist jährlich zu beantragen und die Verwen-
dung zu belegen.“

7.  Der bisherige § 6 wird § 7 und wie folgt 
geändert:

a)  Der Überschrift werden nach dem Wort 
„Behörde“ ein Komma und die Wörter 
„Prüfungsrechte des Rechnungshofs“ 
angefügt.

b)  In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Kassel“ ein Komma und die Wörter „so-
weit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist“ eingefügt.

c)  Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die Prüfungsrechte des Rech-
nungshofs bleiben unberührt.“

8.  Der bisherige § 7 wird § 8 und in Satz 2 die 
Angabe „2021“ durch „2028“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

*) Ändert FFN 34-55

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Drittes Gesetz zur Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes  
zum Schwangerschaftskonfliktgesetz*)

Vom 14. Dezember 2021

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 14. Dezember 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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